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Verordnung über Beschäftigungsverbote und  
-beschränkungen für Jugendliche

Verordnung der Bundesministerin für Arbeit, Gesundheit und Soziales, des Bundes-
ministers für wirtschaftliche Angelegenheiten und des Bundesministers für Wissen-
schaft und Verkehr über Beschäftigungsverbote und -beschränkungen für Jugendliche 
(KJBG-VO)

StF: BGBl. II Nr. 436/1998

Änderung in der Fassung: BGBl. II Nr. 221/2010, BGBl. II Nr. 185/2015
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Präambel/Promulgationsklausel

Auf Grund des § 23 Abs. 2 des Bundesgesetzes 
über die Beschäftigung von Kindern und Jugend-
lichen 1987 (KJBG), BGBl. Nr. 599, zuletzt geän-
dert durch BGBl. I Nr. 126/1997, wird von der Bun-
desministerin für Arbeit, Gesundheit und Soziales, 
hinsichtlich der Betriebe, die der bergbehördlichen 
Aufsicht unterstehen, vom Bundesminister für wirt-
schaftliche Angelegenheiten im Einvernehmen mit 
der Bundesministerin für Arbeit, Gesundheit und 
Soziales, hinsichtlich der Betriebe, die der Aufsicht 
der Verkehrs-Arbeitsinspektion unterstehen, vom 
Bundesminister für Wissenschaft und Verkehr im 
Einvernehmen mit der Bundesministerin für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales verordnet:

Allgemeine Bestimmungen

§ 1. (1) Diese Verordnung gilt für die Beschäftigung 
von Jugendlichen. Als Jugendliche im Sinne dieser 
Verordnung gelten Jugendliche im Sinne des § 3 
KJBG und Minderjährige im Sinne des § 2 Abs. 1a 
KJBG.

(2) Ausbildung im Sinne dieser Verordnung ist jede 
Ausbildung im Rahmen eines Lehrverhältnisses 
oder eines sonstigen gesetzlich oder kollektivver-
traglich geregelten Ausbildungsverhältnisses.

(3) Die in dieser Verordnung für die Ausbildung 
vorgesehenen Ausnahmen von Beschäftigungs-
verboten gelten nur, soweit diese Ausnahmen für 
die Vermittlung der wesentlichen Fertigkeiten und 
Kenntnisse nach den Ausbildungsvorschriften un-
bedingt erforderlich sind.

(4) Aufsicht im Sinne dieser Verordnung ist die 
Überwachung durch eine geeignete fachkundige 
Person, die jederzeit unverzüglich zum Eingreifen 
bereitstehen muß.

(5) Gefahrenunterweisung im Rahmen des Berufs-
schulunterrichts im Sinne dieser Verordnung ist 
eine spezielle theoretische und praktische Unter-
weisung zur Unfallverhütung nach Richtlinien der 
Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt im Aus-
maß von mindestens 24 Unterrichtseinheiten im 
Rahmen des Berufsschulunterrichts, die nachweis-
lich absolviert wurde.

(6) Vor Beginn der Beschäftigung Jugendlicher und 
bei jeder bedeutenden Änderung der Arbeitsbedin-
gungen sind gemäß § 23 KJBG die für Sicherheit 

und Gesundheit der Jugendlichen bestehenden 
Gefahren zu ermitteln und hat der Arbeitgeber 
alle erforderlichen Maßnahmen zum Schutz der 
Sicherheit, der Gesundheit und der Sittlichkeit 
der Jugendlichen unter Beachtung der Grund-
sätze der Gefahrenverhütung (§ 7 ASchG, BGBl.  
Nr. 450/1994) zu treffen.

(7) Strengere Vorschriften nach dem ASchG und 
den dazu erlassenen Verordnungen bleiben unbe-
rührt.

(8) Folgende Begriffsbestimmungen des Arbeit-
nehmerInnenschutzgesetzes (ASchG), BGBl. Nr. 
450/1994, in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 60/2015, gelten auch für diese Verord-
nung:

1.  betreffend Arbeitsstoffe § 2 Abs. 6 und § 40 
ASchG;

2.  betreffend persönliche Schutzausrüstung § 69 
Abs. 1 ASchG.

(9) Erfolgt die Beendigung der Ausbildung vor der 
Vollendung des 18. Lebensjahres, gelten die in die-
ser Verordnung für die Ausbildung vorgesehenen 
Regelungen für Ausnahmen von Beschäftigungs-
verboten bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres.

Verbotene Betriebe

§ 2. Die Beschäftigung Jugendlicher ist verboten:

1.  in Sexshops, Sexkinos, Striptease-Lokalen, 
Table-Dance-Lokalen, Go-Go-Lokalen, Peep-
Shows und Lokalen mit Peep-Shows;

2.  bei der Herstellung, beim Vertrieb und bei der 
Vorführung pornographischer Produkte, unab-
hängig vom verwendeten Medium (Datenträ-
ger);

3.  in Wettbüros und bei allen Tätigkeiten betref-
fend die gewerbsmäßige Vermittlung und den 
gewerbsmäßigen Abschluß von Wetten;

4.  an der Kasse in Glücksspielhallen mit Auto-
maten mit Geld- oder Sachwertgewinnen.

Arbeiten mit gefährlichen Arbeitsstoffen

§ 3. (1) Verboten sind die in Z 1 bis 4 genannten 
Arbeiten, sofern die gefährlichen Arbeitsstoffe 
nicht in nur so geringem Ausmaß zur Einwirkung 
gelangen können, daß nach arbeitsmedizinischen 
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Erfahrungen eine Schädigung der Gesundheit nicht 
zu erwarten ist, oder so verwendet werden, bei-
spielsweise in einer Apparatur, daß ein Entweichen 
in den Arbeitsraum während des normalen Arbeits-
vorganges nicht möglich ist.

1.  Arbeiten unter Einwirkung folgender, gesund-
heitsgefährdender Arbeitsstoffe:

a. Akute Toxizität (Gefahrenklasse 3.1) Kate-
gorie 1 bis 3,

b. Ätz-/Reizwirkung auf die Haut (Gefahren-
klasse 3.2),

c. Schwere Augenschädigung/Augenreizung 
(Gefahrenklasse 3.3),

d. Sensibilisierung der Atemwege oder der 
Haut (Gefahrenklasse 3.4),

e. Keimzellmutagenität (Gefahrenklasse 
3.5),

f. Karzinogenität (Gefahrenklasse 3.6),

g. Reproduktionstoxizität (Gefahrenklasse 
3.7),

h. Spezifische Zielorgan-Toxizität, einmalige 
Exposition (Gefahrenklasse 3.8) Kategorie 
1 und 2,

i. Spezifische Zielorgan-Toxizität, wiederhol-
te Exposition (Gefahrenklasse 3.9) Kate-
gorie 1 und 2,

j. Aspirationsgefahr (Gefahrenklasse 3.10),

k. Akute Toxizität (Gefahrenklasse 3.1) Ka-
tegorie 4, Spezifische Zielorgan-Toxizität, 
einmalige Exposition (Gefahrenklasse 
3.8) Kategorie 3, die auf Grund ihrer irre-
versiblen nicht letalen oder nach längerer 
Exposition sich ergebenden chronischen 
Giftwirkung als solche eingestuft sind,

l. Arbeitsstoffe, die fibrogene oder biolo-
gisch inerte Eigenschaften aufweisen;

2.  Arbeiten mit oder an Behältern, Becken, 
Speicherbecken, Ballons oder Korbflaschen, 
die in der Z 1 angeführte Arbeitsstoffe oder 
explosionsgefährliche Arbeitsstoffe enthalten, 
sofern damit eine Gefährdung verbunden ist;

3.  Arbeiten unter Verwendung gasförmiger Ar-
beitsstoffe, sofern die Gefahr einer Verdrän-
gung der Atemluft unter Erstickungsgefahr 
gegeben ist;

4.  Arbeiten mit biologischen Arbeitsstoffen der 
Risikogruppe 3 oder 4.

(2) Jugendliche in Ausbildung dürfen mit nach Abs. 
1 Z 1 bis 3 verbotenen Arbeiten unter Aufsicht be-
schäftigt werden.

(3) Verboten sind Arbeiten mit explosionsgefähr-
lichen Arbeitsstoffen im Sinne des § 40 Abs. 2 
ASchG. Erlaubt ist die Bereitstellung für Verkauf, 
Transport und Verwendung pyrotechnischer Ge-
genstände der Kategorie F1 und F2 gemäß §§ 11 
und 47 des Pyrotechnikgesetzes 2010, BGBl. I Nr. 
131/2009.

(4) Verboten sind Arbeiten mit brandgefährlichen 
Arbeitsstoffen im Sinne des § 40 Abs. 3 ASchG:

1. Arbeiten unter Verwendung von

a. entzündbaren Gasen (Gefahrenklasse 
2.2),

b. entzündbaren Aerosolen (Gefahrenklasse 
2.3) Kategorie 1,

c. entzündbaren Flüssigkeiten (Gefahren-
klasse 2.6) Kategorie 1,

d. Stoffen oder Gemischen, die in Berührung 
mit Wasser entzündbare Gase entwickeln 
(Gefahrenklasse 2.12),

 wenn dabei auf Grund der beim Arbeitsvor-
gang auftretenden Menge und Konzentration 
dieser Arbeitsstoffe Gefahren für Sicherheit 
und Gesundheit auftreten können;

2. Arbeiten unter Verwendung von

a. entzündbaren Aerosolen (Gefahrenklasse 
2.3) Kategorie 2,

b. oxidierenden Gasen (Gefahrenklasse 2.4),

c. entzündbaren Feststoffen (Gefahrenklas-
se 2.7),

d. entzündbaren Flüssigkeiten (Gefahren-
klasse 2.6) Kategorie 2,

e. selbstzersetzlichen Stoffen oder Ge-
mischen (Gefahrenklasse 2.8) außer Typ 
A und B,

f. pyrophoren Flüssigkeiten (Gefahrenklasse 
2.9),

g. pyrophoren Feststoffen (Gefahrenklasse 
2.10),

h. selbsterhitzungsfähigen Stoffen oder Ge-
mischen (Gefahrenklasse 2.11),
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i. oxidierenden Flüssigkeiten (Gefahrenklas-
se 2.13),

j. oxidierenden Feststoffen (Gefahrenklasse 
2.14),

k. organischen Peroxiden (Gefahrenklasse 
2.15) außer Typ A und B,

 wenn dabei auf Grund der beim Arbeitsvorgang 
auftretenden Menge und Konzentration dieser 
Arbeitsstoffe Gefahren für Sicherheit und Ge-
sundheit auftreten können; erlaubt nach 18 
Monaten Ausbildung und unter Aufsicht.

Arbeiten unter physikalischen Einwirkungen 

§ 4. (1) Für Jugendliche verboten sind Arbeiten, bei 
denen der Auslösegrenzwert für Vibrationen bei 
beruflicher Exposition gemäß § 4 der Verordnung 
über den Schutz der Arbeitnehmer/innen vor der 
Gefährdung durch Lärm und Vibrationen (VOLV), 
BGBl. II Nr. 22/2006, zuletzt geändert durch BGBl. 
II Nr. 302/2009, überschritten wird. 

(2) Verboten sind Arbeiten 

1.  unter Einwirkung von elektromagnetischen 
Feldern im Frequenzbereich von 0 Hz bis 300 
GHz in Bereichen, in denen die Referenzwerte 
(Auslösewerte) für berufliche Exposition nach 
dem Stand der Technik überschritten sind; 

2.  mit Lasereinrichtungen der Klassen 3R, 3B 
und 4; 

3.  unter Verwendung von Lampen der Risikogrup-
pe 3 oder Leuchten (Gehäuse) mit vergleich-
barem Risiko im Hinblick auf künstliche inko-
härente optische Strahlung. 

(3) Abs. 2 gilt nicht für Jugendliche nach 18 Mona-
ten Ausbildung und bei Durchführung der Arbeiten 
unter Aufsicht. 

(4) Verboten sind Arbeiten in Strahlenbereichen io-
nisierender Strahlung im Sinn des Strahlenschutz-
gesetzes, BGBl. Nr. 227/1969 in der geltenden 
Fassung.

Arbeiten unter psychischen und  
physischen Belastungen

§ 5. Verboten sind Arbeiten, die die psychische 
oder physische Leistungsfähigkeit Jugendlicher 
übersteigen. Zu letzteren zählen insbesondere:

1.  das Heben, Abstützen, Absetzen, Schieben, Zie-
hen, Tragen, Wenden und sonstige Befördern 
von Lasten mit oder ohne Hilfsmittel, soweit 
damit eine für Jugendliche unzuträgliche Bean-
spruchung des Organismus verbunden ist;

2.  Stemmarbeiten mit nicht kraftbetriebenen Ar-
beitsmitteln, die nach § 4 Abs. 1 zulässig sind, 
soweit damit eine für Jugendliche unzuträg-
liche Beanspruchung des Organismus verbun-
den ist;

3.  Arbeiten, bei denen eine den Organismus be-
sonders belastende Hitze im Sinne des Art. VII 
Abs. 2 Z 2 des Nachtschwerarbeitsgesetzes 
(NSchG), BGBl. Nr. 354/1981, in der jeweils 
geltenden Fassung, vorliegt; erlaubt für Ju-
gendliche in Ausbildung, unter Aufsicht;

4.  Arbeiten in Räumen mit Temperaturen unter  
-10 Grad C; erlaubt sind Arbeiten in Räumen 
mit Temperaturen von -10 Grad C bis -25 Grad 
C, wenn diese Tätigkeiten zwei Stunden täglich 
und zehn Stunden wöchentlich nicht über-
schreiten.

Arbeiten mit gefährlichen Arbeitsmitteln

§ 6. (1) Verboten sind Arbeiten mit Arbeitsmitteln, an 
denen durch bewegte Werkzeuge und Werkstücke, 
die Quetsch-, Scher-, Schneid-, Stich-, Fang-, Ein-
zugsstellen bilden, oder durch andere Gefahrstellen 
eine besondere Gefahr von Verletzungen gegeben 
ist, sofern an den Arbeitsmitteln bestehende Unfall-
gefahren nicht durch geeignete Maßnahmen besei- 
tigt sind, etwa durch Zweihandschaltung, Licht-
schranken oder andere trennende Schutzeinrich-
tungen oder Schutzvorrichtungen. Verbotene Arbeits- 
mittel und Arbeiten sind insbesondere:

1.  Sägemaschinen mit Handbeschickung, Hand-
entnahme oder Handvorschub des Sägegutes 
bzw. Handvorschub bei Maschinen mit beweg-
lichem Sägetisch, sowie handgeführte Säge-
maschinen mit einer Nennleistung von mehr 
als 1.200 Watt, ausgenommen Bandsägen 
für die Metallbearbeitung, Bügelsägen, Fuchs-
schwanzsägen und Furniersägen; erlaubt nach 
18 Monaten Ausbildung, mit Gefahrenunter-
weisung im Rahmen des Berufsschulunter-
richts nach zwölf Monaten, unter Aufsicht; 
Kettensägen ungeachtet der Nennleistung; 


